
Wählergemeinschaft Die Grünen     45711 Datteln, den 30.01.2008 
     Fraktion                  Wiesenstraße 31 
 

 
 
 
 
An den  
Bürgermeister der Stadt Datteln 
Herrn Wolfgang Werner 
Rathaus 
 
45711 Datteln 
 
 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Werner, 
 
die Fraktion der Wählergemeinschaft Die Grünen möchte daran arbeiten, dass das E.ON 
Kraftwerk in unserer Stadt so umweltverträglich wie eben möglich betrieben wird. 
  
Wir haben erfahren, dass bei Kraftwerksneubauten an anderen Orten bei einigen Schadstoffen 
zum Teil niedrigere Grenzwerte als in Datteln eingehalten werden sollen.  
Wir möchten, dass unsere Region nicht schlechter gestellt wird und dass deshalb der Rat die 
Initiative ergreift und eine Prüfung veranlasst, ob auch in Datteln noch Reduzierungen 
möglich sind. 
Zu diesem Zweck haben wir einen Antrag vorbereitet, den wir für die kommende Ratssitzung 
im Februar zur Beratung und Entscheidung vorlegen.  
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
(Klaus Bösche) 
 
 
 
Anlage: Antrag: Reduzierung der Emissionsfracht bei Stickoxiden  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



        45711 Datteln, den 30.01.2008 
 
 
 

Antrag der Wählergemeinschaft Die Grünen 
 

Reduzierung der Emissionsfracht bei Stickoxiden 
beim E.ON Kraftwerk Datteln 4  

 
 
 
 

 
 

Es wird beantragt zu beschließen:  
 
Der Bürgermeister und die Verwaltung werden vom Rat beauftragt, mit der Firma E.ON 
Gespräche und Verhandlungen aufzunehmen mit dem Ziel, dass E.ON eine freiwillige 
Verpflichtung eingeht, den Grenzwert der 13. Bundesimmissionsschutzverordnung beim 
Schadstoff  Stickoxid (NOx angegeben als NO2) beim Betrieb des neuen Kraftwerkes  nur zur 
Hälfte auszunutzen. 
Über das Ergebnis der Bemühungen ist dem Rat zu berichten. 
 
 
Begründung: 
Mit dem Vorbescheid vom 31. Januar 2007 hat die Bezirksregierung Münster der Firma E.ON 
auferlegt, beim Luftschadstoff Stickoxid einen Grenzwert von 200 mg/m³ einzuhalten. Das ist 
exakt der Wert, der nach der 13. Bundesimmissionsschutz-Verordnung zur Zeit noch gültig 
ist. Die Genehmigungsbehörde hat damit einen Grenzwert festgesetzt, der von den 
Kraftwerksbetreibern sehr leicht einzuhalten ist und der den Kraftwerksbetreibern noch viel 
Spielraum lässt.  
Es gibt Belege dafür, dass es Kraftwerksbetreibern auch möglich ist, die Kraftwerkstechnik 
und die Betriebsweise so zu gestalten, dass nur die Hälfte des Grenzwertes ausgeschöpft wird 
Damit lassen sich dann die Stickoxidemissionen deutlich verringern. 
 
Am Standort Großkrotzenburg bereitet sich E.ON darauf vor, das gleiche Kraftwerk wie in 
Datteln noch einmal zu bauen. Dort hat es inzwischen zeitliche Verzögerungen von mehr als 
einem Jahr gegeben, und das Kraftwerksprojekt steht dort in der Main-Region in heftiger 
Kritik. Es hat auch im Landtagswahlkampf eine wichtige Rolle gespielt.  
Weil E.ON dort noch um Akzeptanz und politische Unterstützung werben muss, hat das 
Unternehmen guten Willen gezeigt und die Bereitschaft bekundet, beim neuen Kraftwerk  
Block 6 bestehende Grenzwerte bei Staub, Stickoxid und Schwefeldioxid „kleiner als die 
Hälfte der Grenzwerte der heute gültigen 13.Bundesimmissionsschutzverordnung“ beantragen 
zu wollen.  
Diese Zusage wurde mit Schreiben vom 19. Dezember 2007 an Herrn Michael Ruf  
formuliert. Herr Ruf ist Sprecher der Grünen in Großkrotzenburg und hatte in der einer 
Sitzung des dortigen Kraftwerksforums nach den zu beantragenden Grenzwerten gefragt. 
Dies ist nachzulesen in dem Schreiben von E.ON an Herrn Ruf. Diese Selbstverpflichtung 
soll, wie dort auch zu lesen ist, „zu einem festen Bestandteil der Betriebsgenehmigung für den 
neuen  Block“ werden. 
 



Eine Parallele dazu gibt es beim Stuttgarter Unternehmen EnBW. Dieser Stromkonzern hat im 
Mai 2007 einen Genehmigungsantrag für sein Neubauvorhaben “Projekt RDK 8 “ in 
Karlsruhe  mit den gängigen Grenzwerten der 13. BImSchV beim Regierungspräsidium in 
Karlsruhe eingereicht. Auch dort ist die öffentliche Kritik außergewöhnlich heftig und das 
Projekt schwer durchsetzbar.  
Offensichtlich zur Beruhigung der Öffentlichkeit und auch um die Zustimmung zu erhöhen, 
hat EnBW mit Schreiben vom 29. Oktober 2007 seinen ersten Antrag  im Bezug auf die 
Jahresemissionsfracht noch einmal dahingehend geändert, „dass diese für die 
Schadstoffkomponenten  Gesamtstaub, CO und NOx gegenüber dem bisherigen Antrag um 
50 % reduziert wird.“ Dabei macht der Konzern auch detailliert Angaben, wie die NOx 
Minderung erreicht werden soll. Siehe dazu die Anlage unten. 
 
Diese beiden Fälle belegen, dass für den Gesundheits- und Umweltschutz noch manches mehr 
möglich ist, wenn die Betreiber von Großkraftwerken ernsthaft gefordert werden. Und das 
sollten Bürgermeister und Verwaltung jetzt im Auftrag des Rates unbedingt tun. 
 
Es kann doch wohl nicht sein, dass Datteln noch ein zweites Mal als Kraftwerksstandort 
zweiter Wahl da steht. Durch die dortige Einhausung der Kohlelager wird Großkrotzenburg 
bekanntlich bereits besser behandelt als Datteln. 
Wenn E.ON sich nicht noch zu einer nachträglichen Selbstverpflichtung bereit findet, kann in 
Datteln doppelt so viel Stickoxid emittiert werden wie in Hessen. Und das bei völlig 
baugleichen Kraftwerken. Luftaktionspläne und Umweltzonen hier zeigen doch wohl deutlich 
genug, dass dringend Handlungsbedarf besteht. Vielleicht kann auch beim Schwefeldioxid 
(siehe Hessen) und Kohlenmonoxid (siehe Karlsruhe) noch mehr erreicht werden.  
 
Es soll anerkannt werden, dass E.ON beim Thema Staub schon Entgegenkommen gezeigt hat. 
Statt 20 mg/m³,  die nach der 13. BImSchV möglich wären, wurden nur 10 mg/m³ beantragt 
und auch genehmigt.  
Anders als in Hessen und in Karlsruhe ist E.ON in hier Datteln, wo das 
Genehmigungsverfahren früher begann, schon in Besitz eines Vorbescheides.  Das bringt 
E.ON, auch wenn der Vorbescheid durch Klage noch angefochten wird, in eine 
vergleichsweise starke Position.  
Andererseits hat E.ON ja auch mit der Stadt noch einiges zu regeln, wenn es um die Trassen 
für die Fernwärmeleitung nach Recklinghausen oder um die Trasse der Druckrohrleitung für 
die Kühlturmabflut zur Lippe geht.  
 
Wir hoffen, dass E.ON auch den Belangen der Einwohnerschaft hier eine Bedeutung zumisst 
und sich nicht nur hinter Rechtpositionen verschanzt.  
Wir appellieren an den Rat, den Versuch einer Nachbesserung beim E.ON Kraftwerk zu 
unternehmen und die sich bietende Chance zur Verbesserung der Umweltsituation  zu nutzen. 
 
Anlagen  
Schreiben von E.ON Kraftwerke an Herrn Ruf vom 19.12.2007 
Schreiben der EnBW Kraftwerke AG an das Regierungspräsidium Karlsruhe vom 29. 
Oktober 2007 

 



 
 



 
 
 
 
 
 



 

 



 


